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Abstract
Die Aufteilung der einheitlichen deutsch‐luxemburgischen Stromgebotszone in mehrere Ge‐
botszonen ist ein Ansatz, um strukturelle Engpässe im deutschen Stromnetz bereits bei der
Bildung der Großhandelspreise zu berücksichtigen. Die Kurzstudie gibt einen Überblick zu
rechtlichen Auswirkungen einer Gebotszonenteilung. Der Fokus liegt dabei auf den Auswir‐
kungen im deutschen Recht. Von besonderem Interesse sind die Auswirkungen auf eine
Nordzone, die unabhängig von ihrem genauen Zuschnitt im Kern Schleswig‐Holstein und ge‐
gebenenfalls weitere Teile Norddeutschlands und Dänemarks umfassen würde.
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I. | Zusammenfassung
Die Aufteilung der einheitlichen deutsch‐luxemburgischen Stromgebotszone in mehrere Gebotszonen ist ein
Ansatz, um strukturelle Engpässe im deutschen Stromnetz bereits bei der Bildung der Großhandelspreise
zu berücksichtigen und den Redispatch‐Bedarf zu reduzieren.

Auch wenn die europäischen Übertragungsnetzbetreiber im Jahr 2025 wirtschaftliche Vorteile im Fall einer
Gebotszonenteilung ermittelt haben, hat sich die Bundesregierung vorerst gegen eine Teilung entschieden.
Die energiewirtschaftlichen Herausforderungen, die durch eine Aufteilung adressiert werden könnten,
bleiben allerdings bestehen. Es ist daher nicht auszuschließen, dass das Thema angesichts massiver netz‐
technischer Herausforderungen für die Übertragungsnetzbetreiber in Deutschland zumindest mittelfristig
wieder auf die Tagesordnung der Politik kommt.

Sollte es zu einer Aufteilung der deutsch‐luxemburgischen Stromgebotszone kommen, hätte dies zahlreiche
rechtliche Auswirkungen, die in dieser Studie im Überblick und mit einem Schwerpunkt auf den Auswirkun‐
gen einer möglichen Nordzone untersucht werden:

• Festzustellen ist zunächst, dass eine Aufteilung der einheitlichen Stromgebotszone grundsätzlich
rechtlich möglich ist. Zuvor müsste allerdings § 11 Abs. 2a S. 1 EnWG geändert werden, der derzeit eine
einheitliche Gebotszone für Deutschland vorschreibt.

• Fördergesetze wie das Erneuerbare‐Energien‐Gesetz oder das Kraft‐Wärme‐Kopplungsgesetz, die
dem Ansatz einer geförderten Direktvermarktung folgen, müssten im Fall einer Gebotszonenteilung
angepasst werden. Dies betrifft unter anderem Regelungen zum Ausschreibungsdesign, zur Förderhöhe,
zu negativen Strompreisen sowie zur Abschöpfung etwaiger „Übergewinne“ infolge von Preisspitzen in
kleiner werdenden Gebotszonen.

• Eine Gebotszonenteilung müsste im Bereich der Stromnetzentgelte gut mit der laufenden Reform der
Netzentgeltsystematik durch die Bundesnetzagentur (AgNeS‐Prozess) abgestimmt werden.

• Staatlich induzierte Strompreisbestandteile, die bislang nach dem Solidarprinzip bundesweit einheitlich
festgelegt werden (Aufschlag für besondere Netznutzung, Offshore‐Netzumlage), könnten nach einer
Trennung gegebenenfalls unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Auswirkungen der Gebotszonen‐
teilung neu ausgestaltet werden.

• Sowohl im Stromgroßhandel (neue Börsenprodukte, Anpassung geschlossener Terminkontrakte) als
auch im Stromvertrieb (Anpassung langlaufender Verträge wie PPA, gegebenenfalls steigende Markt‐
macht einzelner Marktakteure) gäbe es rechtliche Auswirkungen. Diese lassen sich allerdings abmildern
(z.B. durch eine frühzeitige Ankündigung einer Gebotszonenteilung, Stärkung der kartellrechtlichen
Aufsicht).

• Kompensationsmechanismen für die stromintensive Industrie (Industriestrompreis, Strompreiskom‐
pensation) müssten an die neuen Gebotszonen angepasst werden. Im Rahmen der Strompreiskompen‐
sation könnte es dabei für Unternehmen in einer Nordzone zu einer wirtschaftlichen Verschlechterung
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gegenüber dem Status Quo aufgrund geringerer Kompensationszahlungen kommen.

• In Bezug auf die Herstellung von grünemWasserstoff bietet eine Gebotszonenteilung für eine Nordzone
mit einem EE‐Stromanteil von mindestens 90 % die Chance, den Strombezug für die Erzeugung von
Wasserstoff erheblich zu vereinfachen. In südlichen Gebotszonen würde sich das Angebot an grünem
Strom zur Herstellung von grünemWasserstoff dagegen erheblich reduzieren.

• Sollten im Zusammenhang mit einer Gebotszonenteilung staatliche Beihilfen angepasst werden müssen
(z.B. EEG‐Förderung, Kompensationsmechanismen für die Industrie), bedürften die Änderungen einer
Genehmigung der EU‐Kommission. Dies erhöht die Komplexität der Weiterentwicklung des Rechtsrah‐
mens infolge einer Gebotszonentrennung.

• Eine Gebotszonenteilung verändert in vielfacher Hinsicht die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für
bereits getätigte Investitionen. In diesem Zusammenhang sind Vorgaben des nationalen Verfassungs‐
rechts zum Bestandschutz sowie Vorgaben des internationalen Investitionsschutzrechts zum Vertrau‐
ensschutz und zum Schutz vor Enteignungen zu beachten.
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II. | Zum Hintergrund einer Gebotszonenteilung
Der Großhandelspreis für Strom bildet sich an der Strombörse derzeit einheitlich für Deutschland und
Luxemburg. Etwaige Netzrestriktionen bei der tatsächlichen Erfüllung von Handelsgeschäften bleiben
dabei unberücksichtigt. Stattdessen wird so getan, als sei Deutschland gemeinsam mit Luxemburg eine
„Kupferplatte“, über die sich jegliches Handelsgeschäft auch physisch erfüllen ließe. Tatsächlich aber bedarf
es umfangreicher und teurer Redispatch‐Maßnahmen der Übertragungsnetzbetreiber, damit Stromhan‐
delsgeschäfte auch erfüllt werden können.1

Ein Ansatz, um den Großhandel mit Strom mit der physikalischen Realität in Einklang zu bringen, ist die Auf‐
teilung der bislang einheitlichen deutsch‐luxemburgischen Stromgebotszone in mehrere Gebotszonen.2
Der Neuzuschnitt der Gebotszonen würde dabei unter Berücksichtigung von strukturellen Netzengpässen
erfolgen.

Infolge einer Gebotszonenteilung entstünden kleinere Gebotszonen, in denen die Liquidität entsprechend
niedriger und Preisausschläge stärker wären.3 Die Anzahl der neuen Gebotszonen könnte dabei von zwei
bis zu über 20 reichen. Allgemein wird davon ausgegangen, dass im Norden Deutschlands aufgrund hoher
erneuerbarer Anteile an der Stromerzeugung die Strompreise im Durchschnitt niedriger wären als derzeit.4

Für den Süden Deutschlands werden etwas höhere Preise erwartet.

Im Fokus dieser Kurzstudie stehen die rechtlichen Auswirkungen einer Gebotszonenteilung für eine Nord‐
zone, die im Kern Schleswig‐Holstein umfassen würde und die gegebenenfalls um weitere norddeutsche
Regionen sowie Teile Dänemarks erweitert werden könnte. Eine solche Nordzone wäre insbesondere durch
sehr hohe Anteile erneuerbarer Stromeinspeisung gekennzeichnet.

III. | Vorbemerkung – Stand des Verfahrens zur Gebotszonenteilung aus
rechtlicher Sicht

Im Rahmen des Bidding Zone Review nach Art. 14 Abs. 3 der EU‐Strombinnenmarktverordnung haben
die europäischen Übertragungsnetzbetreiber im Mai 2025 ihren Bericht veröffentlicht und die größten
wirtschaftlichen Vorteile im Fall einer Aufteilung der deutsch‐luxemburgischen Stromgebotszone in fünf
Gebotszonen gesehen.5

Unklar ist, ob die Übertragungsnetzbetreiber damit auch das Vorliegen struktureller Netzengpässe in
der einheitlichen deutsch‐luxemburgischen Stromgebotszone festgestellt haben. In diesem Fall würde
das Verfahren nach Art. 14 Abs. 7 EU‐Strombinnenmarktverordnung greifen. Deutschland müsste dann

1 Vgl. dazu Kopiske et al., Gebotszonenteilung im Strommarkt: Anreize zur netzdienlichen Flexibilität. Fallstudie 2024.
Kopernikus‐Projekt Ariadne, 2026, S. 2.

2 Alternativ käme auch die Einführung eines Nodalpreissystems in Betracht. Vgl. dazu etwa Freitag/Buchmüller, Netz‐
und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen – Rechtliche Steuerungsinstrumente im heutigen und zukünftigen
Energiesystem, Schriftenreihe Interdisziplinäre Energieforschung des ITE, Heft Nr. 15, 2026; Monopolkommission,
Energie 2025:Wettbewerb und Effizienz für ein zukunftsfähiges Energiesystem, 10. Sektorgutachten, 2025, Rz. 29 ff.

3 Monopolkommission, a.a.O., Rz. 38 ff.
4 Monopolkommission, a.a.O., Rz. 49 ff.
5 ENTSO‐E, Bidding Zone Review of the 2025 Target Year, Main Report, 2025, S. 113.
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entweder eine Entscheidung zum Neuzuschnitt der Gebotszone treffen oder alternativ einen Aktionsplan
mit Maßnahmen zur Verringerung struktureller Netzengpässe verabschieden. Zumindest rein vorsorglich
hat die Bundesregierung Schritte nach Art. 14 Abs. 7 EU‐Strombinnenmarktverordnung ergriffen und sich
dabei für das Vorlegen eines aktualisierten „Aktionsplans Gebotszone“ entschieden.6

Die über die vergangenen Jahre in Deutschland intensiv geführte Diskussion über eine mögliche Aufteilung
der einheitlichen Stromgebotszone ist damit vorerst zu einem Ende gekommen. Da die aktuelle Bundes‐
regierung keine Aufteilung der Gebotszone plant, dürfte das Thema politisch zunächst einmal vom Tisch
sein. Auch rechtlich kommt eine Gebotszonenteilung vorerst nicht mehr in Betracht: Es bräuchte es für
einen Gebotszonensplit einen neuen Aufhänger, etwa einen Bericht der Übertragungsnetzbetreiber über
strukturelle Netzengpässe nach Art. 14 Abs. 7 EU‐Strombinnenmarktverordnung, ein Verfehlen des sog.
70 %‐Ziels nach Art. 16 Abs. 8 EU‐Strombinnenmarktverordnung oder einen neuen Bidding Zone Review
nach der CACM‐Verordnung (Art. 32 CACM‐VO). Dies alles erscheint kurzfristig nicht wahrscheinlich.

Auch wenn eine Aufteilung der Gebotszone zunächst vom Tisch ist, bleiben die energiewirtschaftlichen
Herausforderungen, die durch eine Aufteilung adressiert werden könnten, bestehen. Es ist daher nicht
auszuschließen, dass das Thema angesichts massiver netztechnischer Herausforderungen für die Übertra‐
gungsnetzbetreiber in Deutschland zumindest mittelfristig wieder auf die Tagesordnung der Politik kommt.

Vor diesem Hintergrund soll dieses Kurzgutachten einen ersten Überblick über mögliche rechtliche Folgen
und Herausforderungen geben, die mit einem Gebotszonensplit verbunden sind. Insoweit besteht noch
Forschungsbedarf: Viele der (überschaubaren) Studien, die sich mit den Folgen einer Gebotszonenteilung
beschäftigen, benennen nur recht allgemein einen damit verbundenen Verwaltungs‐ oder Anpassungsauf‐
wand. Ziel dieser Studie ist es, rechtliche Auswirkungen zu konkretisieren. Der Fokus liegt dabei auf den
Auswirkungen im nationalen, d.h. deutschen Recht. Von besonderem Interesse sind die Auswirkungen auf
eineNordzone, die unabhängig von ihrem genauen Zuschnitt im Kern Schleswig‐Holstein und gegebenenfalls
weitere Teile Norddeutschlands und Dänemarks umfassen würde.

IV. | Rechtliche Auswirkungen einer Gebotszonenteilung
Sollte es zu einer Aufteilung der einheitlichen Stromgebotszone kommen, wäre eine Vielzahl rechtlicher
Aspekte zu beachten. Diese betreffen etwa das Energiewirtschaftsgesetz, die Förderung von Strom‐
erzeugungsanlagen durch das Erneuerbare‐Energien‐Gesetz und das Kraft‐Wärme‐Kopplungsgesetz, die
Stromnetzentgelte, staatlich induzierte Strompreisbestandteile, Stromhandel und ‐vertrieb, Strompreise für
Industriekunden, neue rechtliche Instrumente wie einen Kapazitätsmarkt oder die Kraftwerksstrategie und
die Herstellung von grünemWasserstoff. Einzelheiten werden im Folgenden im Überblick (Stand April 2026)
dargestellt.

1. | Grundvoraussetzung: Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes
Derzeit ist die einheitliche Stromgebotszone für Deutschland durch § 11 Abs. 2a S. 1 des Energiewirtschafts‐
gesetzes (EnWG) gesetzlich vorgeschrieben.7 Einer Aufteilung der einheitlichen Stromgebotszone müsste

6 Bundesministerium fürWirtschaft und Energie, Aktionsplan Gebotszone –GemäßArt. 15 Verordnung EU 2019/943.
7 Zur Frage, ob eine solche nationale Vorgabe mit EU‐Recht vereinbar ist, vgl. König/Baumgart, EuZW 2018, S. 491 ff.

4



ITE Schriftenreihe Nr. 16 Rechtliche Auswirkungen einer Gebotszonenteilung

daher eine Änderung des EnWG vorausgehen.

2. | Förderung der Stromerzeugung durch das Erneuerbare‐Energien‐Gesetz
Die Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energieträgern wird in Deutschland durch das Erneuerbare‐
Energien‐Gesetz (EEG) gefördert. Der Fördermechanismus des EEG ist dabei so ausgestaltet, dass
Anlagenbetreiber ihren Strom grundsätzlich direkt am Strommarkt vermarkten müssen.8

Durch die sogenannte „Marktprämie“ erhalten Anlagenbetreiber eine finanzielle Förderung, die die
Differenz zwischen einem wirtschaftlich erforderlichen Verkaufserlös (sog. anzulegender Wert – „AW“)
und dem am Markt erzielten, durchschnittlichen Erlös (sog. Marktwert – „MW“) ausgleicht, sofern der
Markterlös hinter dem anzulegenden Wert zurückbleibt (Marktprämie = AW – MW).9

Der Strommarkterlös der Anlagenbetreiber, der auch für die Höhe der finanziellen Förderung durch
die Marktprämie maßgeblich ist, wird auf Basis der Spotmarktpreise der derzeit einheitlichen deutsch‐
luxemburgischen Stromgebotszone ermittelt. Käme es zu einer Gebotszonentrennung, hätte dies
verschiedene Auswirkungen auf die Förderung nach dem EEG, die im Folgenden im Überblick dargestellt
werden.

Grundlage dieser Studie ist das derzeit geltende EEG 2023. Zu beachten ist dabei, dass das EEG in seiner
derzeit geltenden Fassung nur noch bis zum 31.12.2026 beihilferechtlich genehmigt ist. Im Verlauf des
Jahres 2026 wird es eine grundlegende Reform des EEG geben. Das Gesetz muss nach seiner Verab‐
schiedung zudem auch noch von der EU‐Kommission genehmigt werden. Da es noch keine offiziellen
Gesetzentwürfe zur EEG‐Novelle gibt, sind Einzelheiten zur Weiterentwicklung des EEG derzeit noch offen
und können nicht berücksichtigt werden. Es wird daher im Folgenden unterstellt, dass das EEG auch
nach seiner Novellierung in seinen wesentlichen Grundzügen erhalten bleibt. Soweit Änderungen des EEG
aus europarechtlichen Gründen zwingend und damit schon jetzt erwartbar sind, wird auf diese eingegangen.

Im Einzelnen:

• Eine Aufteilung der Gebotszone hätte Auswirkungen auf die Ermittlung des Marktwertes (MW).
Dieser wird bislang für die Energieträger bundeseinheitlich ermittelt.10 Für jede Windkraftanlage
in Deutschland wird somit derselbe durchschnittliche Strommarkterlös im Monat bzw. Jahr unter‐
stellt. Da sich nach einer Gebotszonenteilung in jeder Gebotszone ein gesonderter Strompreis bilden
würde, müsste der energieträgerspezifischeMarktwert für jede Gebotszone gesondert ermittelt werden.

8 Für kleine Neuanlagen sowie größere Bestandsanlagen, die vor dem 1.8.2014 in Betrieb genommen wurden, be‐
steht ein Förderanspruch imRahmen der sog. Einspeisevergütung. Dabei erhalten die Anlagenbetreiber vomStrom‐
netzbetreiber einen gesetzlich festgelegten Strompreis. Anlagen im Rahmen der Einspeisevergütung sind aufgrund
des Vergütungsanspruchs in fester Höhe von den Effekten einer Gebotszonenteilung grundsätzlich nicht betroffen.
Dies ändert sich erst, wenn für diese Anlagen der gesetzliche Förderzeitraum von 20 Jahren endet und die Anlagen
ihren Strom am Großhandelsmarkt für Strom vermarkten müssen.

9 § 19 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Anlage 1 EEG 2023.
10 Vgl. Ziffer 4 der Anlage 1 zum EEG 2023.
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• Allgemein wird davon ausgegangen, dass nach einer Gebotszonenteilung in einer von erneuerbaren
Energien geprägten Nordzone (unabhängig von ihrem genauen Zuschnitt) die Strompreise niedriger
wären als in anderen, südlicheren Zonen.11 Entsprechend würden erneuerbare Stromerzeuger in einer
Nordzone im Rahmen der Direktvermarktung des erzeugten Stroms am Markt durchschnittlich weniger
erlösen als Anlagen in südlichen Gebotszonen. In der Folge wäre in einer Nordzone der Förderbedarf
durch die Marktprämie höher als in Südzonen (und voraussichtlich auch höher als der aktuelle
durchschnittliche Förderbedarf für dieselbe Anlage). Es könnte sich politisch dann die Frage anschließen,
ob die Förderung nach dem EEG weiterhin unverändert aus dem Bundeshaushalt finanziert würde.
Dies könnte von südlichen Bundesländern mit der Begründung in Frage gestellt werden, dass sich für
Südzonen bestimmte Nachteile zumindest für Stromverbrauchende ergeben (höheres Strompreisniveau,
geringere Grünstromanteile).12

Je nachdem, in welchen Gebotszonen in Deutschland welche EEG‐Strommengen erzeugt werden,
würden die Gesamtkosten für die Förderung von EEG‐Anlagen gegenüber dem Status Quo sinken oder
steigen.13

• In einer durch volatile erneuerbare Energieträger (Wind, PV) geprägten Nordzone würde es voraus‐
sichtlich zumindest kurz‐ und mittelfristig häufiger zu Angebotsüberschüssen und damit zu negativen
Strompreisen kommen. Für Stunden mit negativen Strompreisen besteht nach § 51 EEG 2023 grund‐
sätzlich kein Förderanspruch auf die Marktprämie. Die Förderung wird stattdessen so gewährt, dass
sich der Förderzeitraum um diese Stunden verlängert. Der Cashflow und damit die Wirtschaftlichkeit
von erneuerbaren Erzeugungsanlagen wird verschlechtert und die Finanzierung erschwert. Je nach
Umfang der Stunden mit negativen Strompreisen könnte die Zunahme negativer Strompreise zu einer
erheblichen Belastung für Neuprojekte, aber auch für Bestandsanlagen führen. Insbesondere für
Bestandsanlagen wären gegebenenfalls Übergangs‐ oder Ausgleichsregelungen erforderlich.

• Die Vermarktungsrisiken für Direktvermarkter steigen bei einer Gebotszonentrennung, da es bei
einer geringeren Liquidität im Stromgroßhandel zu stärkeren Preisausschlägen kommt und zugleich
die Absicherung erschwert wird. Übernimmt der Direktvermarkter dieses Risiko, wird er von den
Anlagenbetreibern höhere Risikoaufschläge verlangen oder Stromerzeugungsanlagen gegebenenfalls
häufig ferngesteuert abregeln müssen. Direktvermarktungsverträge müssten angepasst werden, um
die Risikoverteilung zwischen Direktvermarkter und Anlagenbetreiber neu abzubilden.

• Große Erzeugungsanlagen (> 1 MW Wind, > 1 MW/750 kW PV) werden durch das EEG nur dann
gefördert, wenn sie im Rahmen eines Ausschreibungsverfahrens einen Zuschlag erhalten haben.
Zuschlagskriterium ist grundsätzlich die Höhe des Förderbedarfs. Nach einer Gebotszonenteilung
würde der Förderbedarf für Anlagen in einer Nordzone aufgrund der niedrigeren Markterlöse steigen.

11 Vgl. etwa Monopolkommission, Energie 2025: Wettbewerb und Effizienz für ein zukunftsfähiges Energiesystem,
10. Sektorgutachten, 2025, Rz. 49.

12 Zu entsprechenden Überlegungen vgl. Frontier Economics, Auswirkungen und Folgemaßnahmen einer Trennung
der einheitlichen Stromgebotszone für Baden‐Württemberg, 2024, S. 93.

13 Wird EEG‐Strom überwiegend in Gebotszonen mit niedrigeren Strompreisen als bei einer einheitlichen Zone er‐
zeugt, steigt der Finanzierungsbedarf des Fördersystems – und umgekehrt.
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Um einen fairen Wettbewerb zwischen Anlagen in Nord‐ und Südzonen sicherzustellen, müsste für
Ausschreibungen im Bereich Windenergie an Land das sog. Referenzertragsmodell des § 36h EEG
weiterentwickelt und angepasst werden.14

Alternativ könnten gesonderte EEG‐Ausschreibungen in den einzelnen Gebotszonen durchgeführt
werden. Nachteile könnten dabei jedoch – je nach Gebotszone – ein zu geringer oder auch ein zu
hoher Wettbewerbsdruck sein. Es könnte sich zudem politisch schwierig gestalten, die bundesweiten
Ausschreibungsvolumina auf die einzelnen Gebotszonen aufzuteilen.

• Für ausgeförderte EEG‐Anlagen („Ü20‐Anlagen“) in einer Nordzone wäre eine Gebotszonenteilung mit
einem Sinken der Erlöse aus dem Stromverkauf verbunden. Die Wirtschaftlichkeit des Weiterbetriebs
würde sich verschlechtern.

Für Neu‐ und Bestandsanlagen in einer Nordzone, die den erzeugten Strom über Power Purchase
Agreements (PPA) vermarkten, würden die Erlöse ebenfalls sinken. Die Wirtschaftlichkeit würde sich
verschlechtern. PPA würden gegenüber einer geförderten Direktvermarktung imMarktprämienmodell
weniger attraktiv.

Ein gewisser Ausgleich für sinkende Strommarkterlöse könnte sich für Neu‐ und Bestandsanlagen aber
daraus ergeben, dass in einer Nordzone erleichtert grüner Wasserstoff hergestellt werden kann (dazu
unten unter IV.9.) und sich daraus eine erhöhte Nachfrage und Zahlungsbereitschaft durch Betreiber
von Elektrolyseuren ergeben könnte.

• Für Offshore‐Windparks, die an eine Nordzone angeschlossen würden und die in der Vergangenheit im
Rahmen von Ausschreibungen auf eine Förderung verzichtet haben („0 Cent‐Gebote“), verschlechtert
sich bei niedrigeren Großhandelspreisen nach einem Gebotszonensplit die Wirtschaftlichkeit. Unter
Berufung auf den Grundsatz des Vertrauensschutzes könnten Anlagenbetreiber versuchen, die Bun‐
desrepublik Deutschland auf einen finanziellen Ausgleich in Anspruch zu nehmen (unter Berufung auf
Verfassungsrecht oder internationales Investitionsschutzrecht, dazu unten IV.10.) oder einen solchen
Ausgleich zumindest politisch fordern.

• Eine erhöhte Volatilität in einer – imVergleich zur einheitlichenGebotszone – kleinerenNordzone könnte
punktuell zu Preisspitzen führen. Betreiber von EEG‐Anlagen könnten dadurch erhebliche Zusatzerlöse
realisieren („Übergewinne“). Dies könnte – analog zu Fragen imRahmen der Energiekrise nach dem russi‐
schen Angriff auf die Ukraine – politisch die Frage nach einerAbschöpfung aufkommen lassen. Entschärft
wird die Frage nach etwaigen „Übergewinnen“ aber zumindest für Neuanlagen dadurch, dass das novel‐
lierte EEG spätestens ab Juli 2027 aus europarechtlichen Gründen einen sog. Claw Back‐Mechanismus
enthalten muss, durch den „Übergewinne“ ohnehin abgeschöpft werden.

14 Bislang diente das Referenzertragsmodell dazu, Wettbewerbsnachteile von ertragsschwächeren Windstandorten
im Süden Deutschlands auszugleichen.
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3. | Förderung der Stromerzeugung durch das Kraft‐Wärme‐Kopplungsgesetz
Eine Gebotszonenteilung hätte auch Auswirkungen auf die Förderung von KWK‐Anlagen nach dem
Kraft‐Wärme‐Kopplungsgesetz (KWKG). Nach dem KWKG werden hocheffiziente KWK‐Anlagen gefördert,
sofern diese grundsätzlich bis spätestens 31.12.2026 in Betrieb genommen werden. Die Zukunft des KWKG
ist derzeit noch offen. Ein Gebotszonensplit würde sich in jedem Fall für Bestandsanlagen und bei einer
Verlängerung der Förderung für Neuanlagen auch für diese auswirken.

• KWK‐Anlagenbetreiber müssen – ebenso wie EEG‐Anlagenbetreiber – den von ihnen erzeugten Strom
grundsätzlich direkt vermarkten (§ 4 Abs. 1 KWKG 2025). Die Förderung durch das KWKG erfolgt in Form
eines sog. Zuschlags in Cent pro Kilowattstunde erzeugten KWK‐Stroms. Anders als die gleitende Markt‐
prämie nach dem EEG ist der Zuschlag nach dem KWKG fix.15 Sinkt der Erlös des KWK‐Anlagenbetreibers
am Strommarkt, wird dies nicht durch einen höheren Zuschlag kompensiert. Für KWK‐Anlagen, die in
einer Nordzone betrieben werden (z.B. durch Stadtwerke, die ein Wärmenetz betreiben und dies mit
KWK‐Wärme speisen) und ihren Strom vor allem direkt vermarkten16, resultiert aus einer Gebotszo‐
nenteilung eine Verschlechterung der Wirtschaftlichkeit aufgrund sinkender Stromerlöse.

• Die mit negativen Strompreisen verbundenen Herausforderungen für Cashflow und Wirtschaftlichkeit
von EEG‐Anlagen gelten für KWK‐Anlagen entsprechend, da auch diese in Stunden mit negativen
Strompreisen keine Vergütung erhalten und sich lediglich der Vergütungszeitraum verlängert (§ 7 Abs. 5
KWKG 2025).

• Eine Förderung nach dem KWKG wird für Anlagen mit einer installierten elektrischen Leistung von
> 500 kW bis einschließlich 50 MW nur gewährt, wenn diese im Rahmen einer Ausschreibung einen
Zuschlag erhalten haben. Die zum EEG dargestellten Auswirkungen auf die Wettbewerbschancen von
Anlagen in verschiedenen Gebotszonen gelten daher entsprechend.

4. | Stromnetzentgelte
Eine Neukonfiguration der Gebotszonen hätte Auswirkungen auf die Stromnetzentgelte. Es sind sowohl die
Übertragungsnetzentgelte als auch die Verteilernetzentgelte betroffen. Zudem gibt es Wechselwirkungen
mit den Plänen der Bundesnetzagentur zur Neugestaltung der Stromnetzentgelte.

• Die Übertragungsnetzentgelte würden – insbesondere aufgrund eines geringeren Redispatch‐Bedarfs
infolge der Gebotszonenteilung – voraussichtlich sinken. Dieser Vorteil würde grundsätzlich allen

15 In der Folge hätte eine Gebotszonenteilung auf das Gesamtfördervolumen des KWKG grundsätzlich – anders als in
Bezug auf das EEG – keine Auswirkungen.

16 Anders ist die Situation für KWK‐Anlagen, deren Strom durch die Betreiber selbst verbraucht wird. Diese können
weiter wirtschaftlich bleiben. Allerdings werden auch sie weniger wirtschaftlich, da die Wirtschaftlichkeit der Ei‐
genversorgung mit Strom insbesondere aus den vermiedenen Fremdstrombeschaffungskosten resultiert. Sinkt das
allgemeine Großhandelspreisniveau für Strom in einer Gebotszone, wird auch die Eigenversorgung im Vergleich zu
einem Fremdstrombezug weniger wirtschaftlich.
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Kunden in Deutschland zugutekommen, da die Übertragungsnetzentgelte derzeit vereinheitlicht sind.17

Politisch könnte allerdings die Diskussion aufkommen, ob man angesichts der ungleich auf die Strom‐
verbraucher in Deutschland verteilten Vorteile einer Gebotszonenteilung die Übertragungsnetzentgelte
nicht gleichmäßig in ganz Deutschland, sondern vorrangig in den Zonen mit höheren Preisen (Südzonen)
absenken sollte.18

• Für die Verteilnetzentgelte selbst ergeben sich auf Basis der aktuellen Entgeltregulierung voraussichtlich
keine unmittelbaren Änderungen durch eine Gebotszonenteilung. Es gibt aber Wechselwirkungen mit
dem „Aufschlag für besondere Netznutzung“ (vgl. dazu unten unter IV.5.).

• Zu beachten ist, dass es zwischen einem Gebotszonensplit und der von der Bundesnetzagentur zum
1.1.2029 geplanten Reform der Stromnetzentgelte (sog. AgNeS‐Prozess) zahlreiche Berührungspunkte
und Wechselwirkungen gibt. Das Ziel der Bundesnetzagentur ist ein besseres Zusammenspiel von
fluktuierender Stromerzeugung und Stromverbrauch. Dazu sollen sowohl erzeugungs‐ als auch ver‐
brauchsseitige Flexibilitätspotenziale gehoben werden.19

Die Bundesnetzagentur prüft unter anderem Einspeisenetzentgelte für erneuerbare Erzeuger, regional
differenzierte Baukostenzuschüsse für Erzeuger, Verbraucher und Speicher, dynamische Netzentgelte
und Speichernetzentgelte. Mit den genannten Instrumenten möchte die Bundesnetzagentur die Stand‐
ortwahl und die Betriebsweise von Stromerzeugern und insbesondere auch flexiblen Verbrauchern
(z.B. Elektrolyseure und Großbatteriespeicher) beeinflussen. Eine ähnliche Lenkungswirkung hätte aber
letztlich auch ein Gebotszonensplit. Gäbe es eine Aufteilung der Stromgebotszone (oder gar ein Nodal‐
preissystem), bräuchte es die von der Bundesnetzagentur diskutierten Maßnahmen nicht mehr oder zu‐
mindest in geringerem Umfang.20 Die Teilung der Stromgebotszone lässt sich daher nicht losgelöst von
der Reform der Stromnetzentgelte diskutieren.21

17 Zu beachten ist, dass auch die Regelzonen der regelverantwortlichen Übertragungsnetzbetreiber neu zugeschnit‐
ten und den Gebotszonen angepasst werden müssten. Die Beschaffung von Regelleistung müsste dann gesondert
für jede Regelzone erfolgen. Die Märkte für die Erbringung von Regelleistung wären entsprechend kleiner. Das
Verhältnis von Angebot und Nachfrage würde sich für jede Gebotszone durch die Teilung neu ergeben. Gäbe es
in einer Regelzone zu viele Anbieter von Regelleistung, würden die Preise sinken. Dies könnte beispielsweise die
Wirtschaftlichkeit von Großbatteriespeichern verschlechtern, die unter anderem Regelleistung anbieten.

18 Zu Überlegungen in diese Richtung vgl. Frontier Economics, Auswirkungen und Folgemaßnahmen einer Trennung
der einheitlichen Stromgebotszone für Baden‐Württemberg, 2024, S. 91 f.

19 Vgl. Bundesnetzagentur, Diskussionspapier Rahmenfestlegung der Allgemeinen Netzentgeltsystematik Strom
(AGNeS), 2025, S. 12.

20 Dazu ausführlich Freitag/Buchmüller, Netz‐ und Systemdienlichkeit von Elektrolyseanlagen – Rechtliche Steue‐
rungsinstrumente im heutigen und zukünftigen Energiesystem, Schriftenreihe Interdisziplinäre Energieforschung
des ITE, Heft Nr. 15, 2026.

21 Teilweise würde sich eine Gebotszonenteilung auch ganz konkret auf Vorschläge der Bundesnetzagentur auswir‐
ken. So hat die Bundesnetzagentur Vorschläge zur Weiterentwicklung des sog. Bandlastprivilegs nach § 19 Abs. 2
S. 2 Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV) vorgelegt, nach denen die Flexibilisierung des Stromverbrauchs zu‐
künftig eine Voraussetzung für eine Netzentgeltreduktion für stromintensive Unternehmen sein soll. Möglicher‐
weise wird unter einer „Flexibilisierung“ eine Veränderung des Verbrauchsverhaltens unter Berücksichtigung des
jeweiligen Strompreisniveaus am Spotmarkt zu verstehen sein. Hier würde sich eine Aufteilung des bislang bun‐
deseinheitlichen Spotmarktes unmittelbar auswirken. Zu Einzelheiten vgl. Bundesnetzagentur, Diskussionspapier
Entgelte Industrie und Gewerbe, 2025, S. 20 ff.
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5. | Weitere staatlich induzierte Strompreisbestandteile
Eine Gebotszonentrennung hätte nicht nur Auswirkungen auf die Netzentgelte, sondern auch auf weitere
staatlich induzierte Strompreisbestandteile:

• Seit dem 1.1.2025 wird der Stromverbrauch in Deutschland durch den sog. „Aufschlag für besondere
Netznutzung“ belastet (2026: 1,559 ct/kWh netto). Aufgrund einer Festlegung der Bundesnetzagentur
werden mit den Einnahmen aus dieser Umlage unter anderem Stromnetzbetreiber in Regionen mit
besonders hoher Einspeisung aus erneuerbaren Energiequellen entlastet und dadurch die Verteil‐
netzentgelte in diesen Regionen gesenkt.22 Unter anderem Stromkunden in Schleswig‐Holstein als
Bundesland mit hoher EE‐Einspeisung und geringer Bevölkerungsdichte profitieren von der Regelung:
Netzentgelte sind im Jahr 2025 um über 25 % gegenüber dem Vorjahr gesunken (absolute Zahl für
Haushaltskunden in Schleswig‐Holstein laut Bundesnetzagentur: ‐ 4,42 ct/kWh).23 Politisch wäre die
Frage zu klären, ob es auch nach einer Gebotszonenteilung bei einem bundesweiten Ausgleich bleiben
soll, wenn die Vorteile aus der erneuerbaren Stromeinspeisung in die Netze (und der damit verbun‐
denen niedrigeren Strompreise) nicht mehr ganz Deutschland, sondern in erster Linie der jeweiligen
Gebotszone zugutekommen, in der die jeweilige Erzeugungsanlage an das Stromnetz angeschlossen ist.24

• Durch die Offshore‐Netzumlage (2026: 0,941 ct/kWh netto) werden Haftungsrisiken der Übertragungs‐
netzbetreiber im Zusammenhang mit der Anbindung von Offshore‐Windparks gedeckt (§ 12 EnFG
i.V.m. § 17f EnWG). Im Fall eines Gebotszonensplits könnte auch hier die Frage aufkommen, ob eine
bundesweite Erhebung der Umlage weiterhin sachgerecht ist oder ob sie (zumindest vorrangig) durch
die Netzkunden in der Gebotszone getragen werden sollte, in der die Offshore‐Windstrom‐Leitungen
ankommen.

Insgesamt könnte eine Veränderung des bundesweiten Solidarprinzips in Bezug auf die genannten Umlagen
den wirtschaftlichen Vorteil eines Gebotszonensplits für Stromverbraucher in einer Nordzone zumindest
relativieren.

6. | Stromgroßhandel und Stromvertrieb
Eine Gebotszonenteilung hätte erhebliche Auswirkungen auf den Großhandel und den Vertrieb von Strom:

• Im Stromgroßhandelmüssten

◦ neue Börsenprodukte für die jeweiligen Gebotszonen geschaffen werden und

22 Bundesnetzagentur, Festlegung BK8‐24‐001‐A.
23 Pressemitteilung der Bundesnetzagentur v. 18.10.2024, abrufbar unter www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/

Pressemitteilungen/DE/2024/20241018_Netzkosten.html (zuletzt abgerufen am 21. April 2026).
24 Zu Überlegungen in diese Richtung vgl. Frontier Economics, Auswirkungen und Folgemaßnahmen einer Trennung

der einheitlichen Stromgebotszone für Baden‐Württemberg, 2024, S. 92.
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◦ (börsliche und außerbörsliche) Terminkontrakte, die durch den Gebotszonensplit berührt werden,
angepasst werden. Da der Handel am Terminmarkt in der Regel (nur) drei Jahre im Voraus liquide
ist, lässt sich der Aufwand einer Anpassung bereits geschlossener Terminkontrakte durch eine
rechtzeitige Ankündigung einer Gebotszonenteilung erheblich entschärfen.

• Im Stromvertrieb gegenüber Endkunden

◦ müssten Stromlieferverträge mit einer Laufzeit über den Zeitpunkt der Gebotszonentrennung
hinaus gegebenenfalls preislich angepasst werden.

◦ Ein bundesweiter Vertrieb mit einem bundeseinheitlichen Strompreis über Gebotszonen hinweg
wäre angesichts unterschiedlicher Großhandelspreise in den Gebotszonen schwerer möglich und
zumindest in der Nordzone weniger wettbewerbsfähig. Unbekannt sind regional unterschiedliche
Strompreiskomponenten für Stromvertriebe allerdings nicht. Schon heute unterscheiden sich die
Stromnetzentgelte je nach Netzgebiet. Die Höhe der Netzentgelte unterscheidet sich dabei zum
Teil stärker als die im Fall eines Gebotszonensplits erwarteten Stromgroßhandelspreise der ver‐
schiedenen Zonen. Trotzdem bieten zahlreiche Stromvertriebe bundesweite Stromtarife an. Es ist
jedoch nicht auszuschließen, dass nach einer Gebotszonentrennung sich manche Stromlieferanten
für einzelne Zonen entscheiden oder sie gesonderte Produkte anbieten.

◦ Je nach Liquidität der Spot‐ und Terminmärkte für die einzelnen Gebotszonen könnten Risiken der
Stromlieferanten im Rahmen der Strombeschaffung steigen, die über Risikoaufschläge im Rahmen
des Strompreises an Endkunden weitergegeben werden könnten.

◦ Der Vertrieb von Grünstromprodukten auf Basis von Herkunftsnachweisen dürfte sich grund‐
sätzlich nicht ändern, da der Handel mit Herkunftsnachweisen rein virtuell und vom Stromhandel
entkoppelt erfolgt.25 Eine Ausnahme wären Grünstromlieferverträge, die auch eine tatsächliche
bilanzielle Erfüllung vorsehen (vom Bilanzkreis zur Aufnahme der Erzeugung bis zum Bilanzkreis,
dem die Marktlokation des Endkunden zugeordnet ist).

• Eine besondere Herausforderung wäre eine Gebotszonenteilung für bereits abgeschlossene, langjährige
Power Purchase Agreements (PPA) über den Verkauf von Strom aus Erneuerbare‐Energien‐Anlagen
an Endkunden. Derartige Verträge haben häufig Laufzeiten von zehn Jahren und mehr.26 Je nach Art
des PPA27 und der Preisgestaltung wären hier zum Teil umfangreiche und unter Umständen auch
streitanfällige Vertragsanpassungen zwischen Anlagenbetreiber und Endkunden erforderlich.

• Die Aufteilung der einheitlichen Gebotszone führt zu kleineren, regionalen Gebotszonen. Die Liquidität
innerhalb der Gebotszonen verringert sich. Zudem steigt das Risiko einer (neu entstehenden) Markt‐
macht einzelner Akteure am Strommarkt (z.B. Erzeuger oder Händler). Das Problem könnte zum einen

25 § 42 EnWG i.V.m. § 79 EEG 2023.
26 Vgl. Schneider, in: Wust/Rietzler/Wiemer, Windenergierecht, 1. Aufl. 2024, § 43 Rn. 54.
27 Zu den verschiedenen Arten von PPA vgl. Schneider, a.a.O., Rn. 2 f.
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durch eine verstärkte kartellrechtliche Aufsicht adressiert werden. Alternativ könnten aber auch neue
Wege der Preisbildung im Großhandel für Strom etabliert und gegebenenfalls auch gesetzlich vorge‐
schrieben werden.28

7. | Kompensationsmechanismen für die (stromintensive) Industrie
Die im internationalen Wettbewerb stehende deutsche Industrie wird durch eine Reihe von staatlichen
Maßnahmen in Bezug auf ihre Stromkosten entlastet. Die Instrumente zur Entlastung der Industrie wären
durch eine Gebotszonenteilung berührt:

• Für die Jahre 2026 – 2028 sollen stromintensive Unternehmen ausgewählter Branchen, für die das
Risiko einer Produktionsverlagerung ins Ausland besteht, durch einen sog. Industriestrompreis entlastet
werden. Die Finanzierung soll aus Mitteln des Klima‐ und Transformationsfonds der Bundesregierung
erfolgen. Die beihilferechtliche Genehmigung wurde durch die EU‐Kommission am 16. April 2026 erteilt.

Durch den Industriestrompreis sollen stromintensive Unternehmen für 50 Prozent ihres Stromver‐
brauchs einen nicht rückzahlbaren Zuschuss in Höhe von 50 Prozent eines Strom‐Referenzpreises
erhalten (begrenzt durch einen Zielpreis von 5 ct/kWh). Als Referenzpreis dient der „Durchschnitt
der handelstäglichen Settlementpreise für den Terminhandel mit Jahresprodukten (baseload) des dem
Abrechnungsjahr vorangegangenen Jahres für die Lieferung im Abrechnungsjahr für das Marktgebiet
Deutschland“ an der Strombörse EEX.29 Es erfolgt somit eine Anknüpfung an den derzeit deutschland‐
weit einheitlichen Börsenpreis am Terminmarkt.

Sollte der Industriestrompreis auch über das Jahr 2028 hinaus und nach einer Gebotszonenteilung noch
fortgeführt werden, wären folgende Aspekte zu berücksichtigen:

◦ Im Fall eines Gebotszonensplits würden sich voraussichtlich Terminmarktprodukte für jede Ge‐
botszone entwickeln.30 Ebenso wie am Spotmarkt wären auch die Terminmarktpreise für südliche
Gebotszonen in Deutschland voraussichtlich höher als in einer Nordzone. Entsprechend müsste im
Rahmen des Industriestrompreises eine Anknüpfung der Subvention an die jeweilige Gebotszone
erfolgen, in der sich die begünstigte Abnahmestelle befindet.

◦ Für Unternehmen im Süden Deutschlands würde sich angesichts des höheren Großhandelspreisni‐
veaus ein höherer Förderbedarf ergeben als für Unternehmen in einer Nordzone.

• Stromintensive Unternehmen, für die das Risiko einer Verlagerung der Produktion ins Ausland besteht,

28 Zu entsprechenden Ansätzen vgl. etwa Monopolkommission, Energie 2025: Wettbewerb und Effizienz für ein zu‐
kunftsfähiges Energiesystem, 10. Sektorgutachten, 2025, Rz. 46 und 36.

29 Vgl. Ziffer 5 des Entwurfs der Förderrichtlinie zum Industriestrompreis 2026 ‐ 2028. Die finale und von der EU‐
Kommission genehmigte Fassung der Förderrichtlinie ist noch nicht öffentlich.

30 Zu möglichen Entwicklungen am Terminmarkt vgl. ausführlich Frontier Economics, Auswirkungen und Folgemaß‐
nahmen einer Trennung der einheitlichen Stromgebotszone für Baden‐Württemberg, 2024, S. 46 ff.
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erhalten im Rahmen einer sog. Strompreiskompensation eine Ausgleichszahlung.31 Die Strompreis‐
kompensation gleicht Mehrkosten aus, die den Unternehmen bei der Strombeschaffung entstehen.
Hintergrund ist, dass Stromerzeuger, die fossile Brennstoffe einsetzen und dem EU‐Emissionshandel
unterliegen, die Mehrkosten aus dem Emissionshandel über die Strompreise weitergeben. Durch diese
„indirekten CO2‐Kosten“ steigt das allgemeine Strompreisniveau. Stromintensive Unternehmen erhalten
durch die Strompreiskompensation einen anteiligen Ausgleich für diese „indirekten CO2‐Kosten“ im
Rahmen ihrer Strombeschaffung. Dies gilt unabhängig davon, aus welchen Energieträgern der vom
Unternehmen bezogene Strom stammt.

Da die Beihilfe indirekte CO2‐Kosten ausgleichen soll, ist ihre Höhe von der CO2‐Intensität der durch‐
schnittlichen fossilen Stromerzeugung amMarkt abhängig. Die CO2‐Intensität variiert regional innerhalb
der EU. Die EU‐Kommission orientiert sich für die Festlegung der CO2‐Intensität seit dem Jahr 2026
in regionaler Hinsicht grundsätzlich an den Gebotszonen.32 Für Deutschland ist entsprechend ein
regionaler CO2‐Emissionsfaktor für Deutschland und Luxemburg maßgeblich.

Bei einem Neuzuschnitt der Gebotszonen müssten entsprechend grundsätzlich für jede Gebotszone
gesonderte CO2‐Emissionsfaktoren festlegt werden. In Zonen mit hohem Anteil erneuerbarer Energien
an der Stromerzeugung – etwa in einer Nordzone – wäre dieser Faktor niedriger als in anderen Zonen.
Entsprechend würde auch die finanzielle Entlastung für die in einer Nordzone angeschlossenen
stromintensiven Unternehmen sinken.33

• Je nach Umfang der Veränderungen des Strompreises in den Gebotszonen könnte nach einer Gebots‐
zonenteilung die Frage nach einem neuen Instrument zur Kompensation insbesondere für industrielle
Stromverbraucher in Gebotszonen mit dann höheren Strompreisen aufkommen. Erste Eckpunkte für
einen möglichen neuen Kompensationsmechanismus hat etwa die Monopolkommission skizziert.34 Ein
entsprechendes Instrument müsste so ausgestaltet werden, dass einerseits eine übermäßige Belastung
durch gestiegene Strompreise infolge der Gebotszonenteilung vermieden würde, zugleich aber die mit
der Trennung beabsichtigte Lenkungswirkung möglichst weitgehend erhalten bliebe.

8. | Kapazitätsmarkt und Kraftwerksstrategie
Eine Gebotszonenteilung hätte auch Auswirkungen auf geplante, neue politische Instrumente. Zum einen
plant die Bundesregierung im Laufe des Jahres 2027 die Einführung eines Kapazitätsmarktes, der ab dem
Jahr 2032 wirksam werden soll.35 Zum anderen sieht die neue Kraftwerksstrategie der Bundesregierung

31 Zu den Möglichkeiten und Grenzen einer Kombination von Strompreiskompensation und Industriestrompreis vgl.
Glattfeld, EnK‐Aktuell 2026, 010683.

32 Europäische Kommission, Mitteilung v. 5.1.2026, EU ABl. V. 5.1.2026 – C/2026/196.
33 Zur Veränderung der Emissionsintensität bei einem Gebotszonensplit vgl. auch Frontier Economics, Auswirkungen

und Folgemaßnahmen einer Trennung der einheitlichen Stromgebotszone für Baden‐Württemberg, 2024, S. 94.
34 Monopolkommission, Energie 2025: Wettbewerb und Effizienz für ein zukunftsfähiges Energiesystem, 10. Sektor‐

gutachten, 2025, Rz. 50 ff.
35 Antwort der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage, BT‐Drs. 21/5276, S. 5.
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die Ausschreibung von 12 GW steuerbarer Leistung vor.36

Beide Instrumente sollen aus Gründen der Versorgungssicherheit die Errichtung gesicherter Strom‐
erzeugungskapazitäten anreizen, die allein aufgrund des Energy‐Only‐Marktes nicht errichtet würden. Je
nach Ausgestaltung der Instrumente gibt es zahlreiche Wechselwirkungen mit dem Strommarktdesign
und insbesondere dem Zuschnitt der Stromgebotszonen (z.B. gegebenenfalls Erfordernis gesonderter
Auktionen für gesicherte Leistung je Gebotszone, unterschiedlicher Förderbedarf unter Berücksichtigung
der unterschiedlichen Erlöse der Anlagenbetreiber in Abhängigkeit vom Strompreisniveau der jeweiligen
Gebotszone).37

9. | Herstellung von grünemWasserstoff
Eine Gebotszonenteilung hätte Auswirkungen auf die Herstellung von grünem Wasserstoff im Wege der
Wasserelektrolyse:

• Die Anforderungen an die Herstellung von grünem Wasserstoff sind auf Ebene des EU‐Rechts in zwei
Delegierten Rechtsakten zur Erneuerbare‐Energien‐Richtlinie (RED III) und auf nationaler Ebene – in
Anlehnung an die EU‐Definitionen – in der 37. BImSchV definiert.38 Entscheidend ist, dass für den
Betrieb des Elektrolyseurs Strom aus erneuerbaren Energien eingesetzt wird. Wird grüner Wasserstoff
im Wege der Wasserelektrolyse mit Strom aus dem öffentlichen Netz hergestellt, wird dieser unter
den Voraussetzungen der §§ 5 ff. 37. BImSchV als vollständig erneuerbar angerechnet. In räumlicher
Hinsicht ist dabei grundsätzlich erforderlich, dass sich die Wasserstofferzeugungsanlage und die
Grünstromerzeugungsanlage in derselben Gebotszone befinden (sog. geographische Korrelation).39

Eine Gebotszonenteilung hätte zur Folge, dass sich für Wasserstoffproduzenten die Zahl der potenziel‐
len Grünstromlieferanten reduzieren und auf Anlagen innerhalb derselben Gebotszone beschränken
würde. Für Neuprojekte hätte dies eine Verknappung des zur Verfügung stehenden Grünstromangebots
zur Folge. Dies ist problematisch, da angesichts weiterer Anforderungen an die Zusätzlichkeit der Grün‐
stromerzeugung (§ 6 37. BImSchV) und die zeitliche Korrelation von Strom‐ und Wasserstofferzeugung
(§ 7 37. BImSchV) schon innerhalb einer einheitlichen Gebotszone in Deutschland das Angebot an
Grünstrom zur Wasserstofferzeugung sehr knapp ist.40

36 Pressemitteilung der Bundesregierung vom 15.1.2026, abrufbar unter www.bundeswirtschaftsministerium.de/Re
daktion/DE/Pressemitteilungen/2026/01/20260115‐grundsatzeinigung‐mit‐europaeischen‐kommission‐ueber‐e
ckpunkte‐der‐kraftwerksstrategie.html (zuletzt abgerufen am 21. April 2026).

37 Zu entsprechenden Wechselwirkungen vgl. auch Frontier Economics, Auswirkungen und Folgemaßnahmen einer
Trennung der einheitlichen Stromgebotszone für Baden‐Württemberg, 2024, S. 34 f.

38 Zu Hintergründen ausführlich Kisker/Buchmüller, Wann ist Wasserstoff grün? Die Strombezugskriterien für die Er‐
zeugung von erneuerbaremWasserstoff im delegierten Rechtsakt der Europäischen Kommission nach Art. 27 Abs. 3
UAbs. 7 RED II, Schriftenreihe Interdisziplinäre Energieforschung des ITE, Heft Nr. 9, 2023, S. 2 ff.

39 § 8 Nr. 1 lit. a) 37. BImSchV.
40 Zum Zeitpunkt einer Gebotszonenteilung bereits geschlossene Stromlieferverträge, bei denen sich nach der Tei‐

lung Stromerzeugungsanlage und Wasserstofferzeugungsanlage in verschiedenen Gebotszonen befinden, würden
nach § 8 Nr. 1 lit. b) 37. BImSchV weiter anerkannt. Vgl. zum europarechtlichen Hintergrund Kisker/Buchmüller,
Wann ist Wasserstoff grün? Die Strombezugskriterien für die Erzeugung von erneuerbarem Wasserstoff im dele‐
gierten Rechtsakt der Europäischen Kommission nach Art. 27 Abs. 3 UAbs. 7 RED II, Schriftenreihe Interdisziplinäre
Energieforschung des ITE, Heft Nr. 9, 2023, S. 37.
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• Sollte durch eine Gebotszonentrennung eine Gebotszone entstehen, in der der Quotient aus Brutto‐
endenergieverbrauch von erneuerbarem Strom und Bruttostromerzeugung aus allen Energiequellen
mindestens 90 % beträgt, ergibt sich eine erhebliche Erleichterung für den Nachweis des Grünstrom‐
bezugs für die Wasserstofferzeugung. Nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 37. BImSchV kann ein Wasserstofferzeuger
in diesem Fall in einem dem Umfang des EE‐Anteils entsprechenden Anteil der Jahresstunden Strom
aus dem öffentlichen Stromnetz entnehmen, ohne weitere Anforderungen erfüllen zu müssen. Dieser
Strom wird dann als vollständig erneuerbar angerechnet (z.B. bei 90 Prozent EE‐Anteil: 8760 h/a x 0,9 =
7.884 h/a).41 Sollte eine Nordzone dauerhaft einen EE‐Anteil von mindestens 90 Prozent aufweisen,
würde dort der Strombezug und damit die Herstellung von grünemWasserstoff deutlich vereinfacht.

• Die Wasserstofferzeugung in einer Nordzone mit hohem Anteil erneuerbarer Stromerzeugung könnte
durch eine Gebotszonenteilung wirtschaftlich allerdings auch belastet werden. Denn Wasserstofferzeu‐
ger profitieren von der sog. Strompreiskompensation (vgl. dazu oben unter IV.7.). Die Höhe der Strom‐
preiskompensation ist abhängig von der CO2‐Intensität der Stromerzeugung in einer Gebotszone. Ent‐
steht durch eine Gebotszonentrennung eine Zonemit hohem Anteil erneuerbarer Stromerzeugung, sinkt
die regionale Emissionsintensität in der Gebotszone im Vergleich zum derzeit maßgeblichenWert für die
einheitliche deutsch‐luxemburgische Gebotszone. Entsprechend würden Wasserstofferzeuger in einer
Nordzone im Rahmen der Strompreiskompensation geringere Ausgleichszahlungen erhalten. Die Was‐
serstoffgestehungskosten in einer Nordzone würden sich dadurch erhöhen. Zu quantifizieren wäre, wie
stark sich dieser Effekt im Vergleich zum durchschnittlich niedrigeren Großhandelspreis für Strom und
den sonstigen Erleichterungen des Strombezugs in einer Gebotszone mit 90 Prozent EE‐Anteil auf die
Wasserstoffgestehungskosten auswirken würde.

10. | Beihilfe‐, Verfassungs‐ und Investitionsschutzrecht
Im Rahmen einer Gebotszonenteilung sind die rechtlichen Rahmenbedingungen des EU‐Beihilferechts
sowie des internationalen Investitionsschutzrechts zu beachten:

• Viele der durch eine Gebotszonenteilung berührten Aspekte stehen im Zusammenhang mit staatlichen
Beihilfen (z.B. EEG‐Förderung, Kompensationsmechanismen für industrielle Stromverbraucher, etc.).
Hier ist zu beachten, dass Änderungen bestehender und die Einführung neuer Beihilfen nach den
Art. 107 ff. AEUV stets einer Genehmigung durch die EU‐Kommission bedürfen. Dies erhöht die
Komplexität der Weiterentwicklung des Rechtsrahmens infolge einer Gebotszonentrennung.

• Zu beachten ist zudem, dass eine Gebotszonenteilung in vielfacher Hinsicht die wirtschaftlichen
Rahmenbedingungen für bereits getätigte Investitionen verändert. Dies betrifft sowohl die Wirtschaft‐
lichkeit von Erzeugungsanlagen (die gegebenenfalls mit höheren Stromerlösen kalkuliert haben) als
auch die Kosten von Stromverbrauchern (die gegebenenfalls mit niedrigeren Strompreisen gerechnet
haben, z.B. für die Wasserstoffherstellung). In diesem Zusammenhang sind neben Vorgaben des deut‐
schen Verfassungsrechts zum Bestandsschutz insbesondere auch die Regelungen des internationalen

41 Zu Einzelheiten und praktischen Herausforderungen der „90‐Prozent‐Regel“ vgl. Kisker/Buchmüller, a.a.O, S. 19 f.
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Investitionsschutzrechts zu beachten (bilaterale Investitionsschutzabkommen und multilateraler
Energiechartavertrag). Unbedingt verhindert werden müsste, dass durch eine Gebotszonensplit Scha‐
densersatzansprüche ausländischer Investoren gegen die Bundesrepublik Deutschland entstehen, die
auf Verstöße gegen den Grundsatz des Vertrauensschutzes oder die Vorgaben zu indirekten Enteignun‐
gen gestützt werden.42 Sofern getätigte Investitionen zwar weniger wirtschaftlich werden, sie jedoch
wirtschaftlich bleiben, verringert dies das Risiko investitionsschutzrechtlicher Streitigkeiten infolge eines
Gebotszonensplits.

42 Zu Fragen des Investitionsschutzes unter dem Energiechartavertrag vgl. etwa Zengerling/Buchmüller, EurUP 2023,
S. 219 ff.
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